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Vorwort


Den Grabenkrieg überwinden


Seit der Gründung der modernen Schweiz im Jahre 1848 ist unser Land glücklicherweise von Krieg verschont geblieben. Unser Land entkam auch den beiden Weltkriegen, die Europa total verwüstet hatten. Die Schweizer Armee wurde zwar zweimal mobilisiert, musste jedoch die «Feuerprobe» nicht bestehen. Diese aussergewöhnliche historische Gegebenheit macht die Debatte über militärische Angelegenheiten daher immer etwas theoretisch. Die politische Diskussion hat naturgemäss die Tendenz, sich nur auf einer symbolischen Ebene zu bewegen. Dies birgt die Gefahr, dass sicherheitspolitische Überlegungen auf eine Summe von Klischees reduziert werden.


Auf der rechten Seite des «Schützengrabens» nehmen Militärapparat und bürgerliche Parteien für sich in Anspruch, ein Monopol auf Patriotismus zu haben. Jedem Armeebudget wird ohne fundierte Prüfung zugestimmt, jede Infragestellung gewisser Rüstungsausgaben wird als antipatriotischer Akt betrachtet. Als jüngstes Beispiel ist das Ansinnen der rechten Seite zu nennen, den Zugang zum Zivildienst einzuschränken. Erfreulicherweise hat der Nationalrat diese fragwürdigen neuen Zulassungshürden abgelehnt. Nach wie vor sind die Reflexe des Kalten Krieges aber stark ausgeprägt.


Auf der linken Seite des Grabens haben sich die Militärkritischen jedoch ebenso verschanzt. Mit Hilfe von Volksinitiativen, manchmal auch Referenden, gelingt es ihnen zwar, die Institution Armee etwas zu destabilisieren. Je nach internationaler Lage und oft ungeschicktem Verhalten des Militärapparats, sind sie damit auch mehr oder weniger erfolgreich. Vom denkwürdigen und unerwartet guten Ergebnis der Armeeabschaffungs-Initiative von 1989, welche 36% der Stimmen erhielt, haben sich die armeekritischen Kreise paradoxerweise aber nie richtig emanzipieren können.


Nationalrat Pierre-Alain Fridez, der seit 2011 Mitglied der Sicherheitspolitischen Kommission des Nationalrats ist, hat sehr schnell realisiert, wie festgefahren die Debatte ist. Als pragmatischer Sozialdemokrat wagte er es, die eigentliche Schlüsselfrage zu formulieren: «Welches ist die relevante Sicherheitspolitik, die das Verteidigungsdepartement verfolgen sollte, um der Schweiz im aktuellen geostrategischen Kontext tatsächlich zu dienen?»


Um dieser Frage nachzugehen, beginnt der Autor zuerst mit einer Analyse der Sicherheits- und Friedensprobleme auf internationaler Ebene. Anschliessend untersucht er die Politik, die in diesem Bereich in Europa verfolgt wird. Der Autor fasst die Risiken für die Schweiz zusammen und zeigt mögliche politische und militärische Antworten darauf auf. Diese führen schliesslich zu einer umfassenden Strategie zur Gewährleistung der Sicherheit der Schweiz.


Ich schätze es sehr, wie mein Kommissionskollege Pierre-Alain Fridez einem schonungslos die Augen öffnet. Bei beiden Lagern stellt er alles tabulos in Frage. Auf der linken Seite schafft er gängige Denkschemen ab, indem er erklärt, dass es tatsächlich eine Sicherheitsbedrohung gibt, die politische, strategische und militärische Vorbereitung und Reaktionen erfordert. Auf der rechten Seite entlarvt er die Diskrepanz zwischen den gewählten Verteidigungsmitteln und den realistischen Gefahren. Es lässt sich nämlich feststellen, dass die Risikobeurteilung im Wesentlichen so aufgebaut ist, dass die gegenwärtige Struktur der Armee dadurch gerechtfertigt wird und unverändert beibehalten werden kann.


Natürlich können und sollen die Thesen von Pierre-Alain Fridez diskutiert, in Frage gestellt und vielleicht auch widerlegt werden. Aber der Hauptverdienst seiner Ausführungen besteht darin, dass er all diejenigen, die ihn kritisieren, zu einer eigenständigen Analyse zwingt. Dies mit der Verpflichtung, diese mit Fakten statt mit blossen Überzeugungen zu unterlegen. Gerade für die demokratiepolitische Debatte ist diese Übung sehr wirksam. Ich möchte dem Autor darum für seinen wertvollen Beitrag danken.


Priska Seiler Graf, Nationalrätin, Zürich




Einleitung


Welches sind die Sicherheitsrisiken, die der Schweiz drohen? Dies ist eine komplexe Frage, die offensichtlich voller Unbekannte ist, die aber dennoch vernünftige Antworten erfordert, um die notwendigerweise begrenzten finanziellen Mittel im Hinblick auf budgetär Unvorhergesehenes bestmöglich einzusetzen. Kann unser Land morgen mit einem konventionellen Krieg mit einem seiner Nachbarn oder einem anderen möglichen Eindringling konfrontiert werden? Oder sollten wir anderswo nach den tatsächlichen Risiken suchen, die unsere Sicherheit bedrohen?


Die Antworten auf diese Fragen sollten uns in die Lage versetzen, Art und Umfang der Mittel zu bestimmen, die einzusetzen sind, um auf glaubwürdige Sicherheitsherausforderungen, die unser Land betreffen könnten, in der am besten geeigneten Weise zu reagieren. In diesem Punkt gehen die Meinungen auseinander. Die Linke steht den regelmässigen Entscheidungen der Mehrheit der politischen Klasse unseres Landes nach wie vor sehr kritisch gegenüber. Diese betrachtet das Risiko einer konventionellen Aggression durch eine fremde feindliche Macht gegen die Schweiz nach wie vor als ihre bevorzugte Hypothese und strebt die Aufrechterhaltung einer beträchtlichen Streitmacht an, die in der Lage ist, das Land in einem traditionellen symmetrischen Konflikt mit einem seiner Nachbarn zu verteidigen. Eben hat die Mehrheit im Parlament beschlossen, im Rahmen des Rüstungsprogramms 2020 für Hunderte von Millionen alte Panzer zu reparieren und riesige Munitionsvorräte weiter aufzustocken, und hofft, neue Hochleistungs-Kampfflugzeuge für 6 Milliarden Franken zu erwerben.


Auf der Grundlage historischer, geopolitischer und strategischer Argumente und einer Analyse der glaubwürdigen Sicherheitsrisiken, denen unser Land ausgesetzt sein könnte, zielen die in diesem Buch vorgeschlagenen Überlegungen darauf ab, eine neue Reihenfolge der Prioritäten vorzuschlagen, um logisch und wirksam auf die Sicherheitsherausforderungen von heute und morgen zu reagieren. Verschiedene Reisen in jüngster Zeit in das ehemalige Jugoslawien (Serbien, Montenegro, Kosovo, Bosnien und Herzegowina) und nach Osteuropa, insbesondere in das Reich der ehemaligen Sowjetunion (Republik Moldau bis an die Grenzen Transnistriens, Georgien, Armenien, Aserbaidschan, Ukraine, Belarus und Kirgisistan), hauptsächlich im Zusammenhang mit Wahlbeobachtungen im Rahmen des Europarates, sowie die Debatten in Strassburg über die Lage in der Ukraine und der Türkei haben meine Überlegungen bereichert.


Für die Linke ist es nicht immer leicht, diese Sicherheitsfragen anzusprechen. Es ist ein Thema, das gerne tabuisiert wird, da Armee und Polizei für einige Progressive blosse Repressionskräfte im Dienste der etablierten bürgerlichen Ordnung sind. Vielleicht entwickelt sich aber eine neue Diskussion, denn es lässt sich schwerlich leugnen, dass sich die Dinge geändert haben. Angesichts einer potenziell gewalttätigen Welt bildet es eine Aufgabe der Regierenden eines Staates, seine Bürger und Bürgerinnen zu schützen. Sicherheit ist ein Grundrecht.


Zunächst geht es darum, ein Inventar der plausiblen Risiken zu erstellen, denen die Schweiz in Zukunft ausgesetzt sein könnte. Diese Arbeit befasst sich deshalb nacheinander mit dem aktuellen geopolitischen Kontext in Europa, der Entwicklung der Rüstung und atomaren Abschreckung, den Veränderungen in der Art der Kriegführung, den Sicherheitsrisiken, die die Schweiz betreffen könnten, und der Entwicklung unserer Armee seit dem Zweiten Weltkrieg bis heute. Ziel ist es, einen pragmatischen und fortschrittlichen Konzeptvorschlag für eine neue Verteidigungspolitik der Schweiz zu erarbeiten.


Dieses Konzept möchte dazu beitragen, die Reflexion über Sicherheits- und Verteidigungsfragen, insbesondere innerhalb der Linken und der Sozialdemokratischen Partei, zu bereichern. Dieser Text erhebt nicht den Anspruch, alle Themen im Zusammenhang mit Sicherheitsfragen erschöpfend zu behandeln. Namentlich sei darauf hingewiesen, dass ergänzende Themen wie Fragen der kollektiven Sicherheit, der menschlichen Sicherheit oder präventive Massnahmen im Konzept Sicherheit durch internationale Zusammenarbeit der SP-Fachkommission für Frieden und Sicherheit eingehend behandelt werden.


Dieses Buch wurde in zwei Teilen geschrieben. Die erste Version, die 2017 erstellt wurde, richtete sich an die Sozialdemokratische Fraktion in der Bundesversammlung als Beitrag zur Entwicklung eines verteidigungspolitischen Konzepts. Dieses Konzept, das die Fraktion 2018 verabschiedet hat, findet sich im Anhang 3 zu diesem Buch. Es beruht teilweise auf meinen Vorschlägen. Dieses Buch ist eine vervollständigte und aktualisierte Fassung. Neu ist unter anderem Anhang 2 zur Beschaffung neuer Kampfflugzeuge sowie bessere und kostengünstigere Alternativen. Das Buch zielt darauf ab, der Bundesversammlung dazu die Gedanken und Positionen der Sozialdemokratischen Fraktion vorzustellen. Auch die Acamar-Studie, welche die Fraktion bei Experten zur Frage der Luftverteidigung in Auftrag gegeben hat, wird zusammengefasst. Dieses Buch ist als Basislektüre für alle Aktivisten und Aktivistinnen sowie all jene gedacht, die sich weitergehend informieren und kritisch über die Frage der Beschaffung neuer Kampfflugzeuge nachdenken und allgemein über die schweizerische Verteidigungspolitik vertieft informieren möchten.


Man könnte sicherlich zu Recht die Legitimität eines Hausarztes in Frage stellen, sich zu geostrategischen Fragen zu äussern, kompromisslos in Mode gekommene militärische Optionen zu prüfen und eine Neuausrichtung unserer Armee und neue Prioritäten für unser Land in Bezug auf die Verteidigung und die Ressourcenverteilung vor Ort vorzuschlagen – ein ehemaliger Füsilier, der seinen Wehrdienst in vollem Umfang erfüllt hat, zugegebenermassen ohne Ruhm und Rang. Aber um eine scheinbar unantastbare Institution aufzurütteln und etwas zu bewegen, kann ein frischer Blick von Vorteil sein. Die unnachgiebigen Verteidiger der heutigen Armee klammern sich an Mythen wie das angebliche Heldentum des Landes im letzten Krieg, seine scheinbar unantastbare Neutralität, die Bedrohungen der Vergangenheit oder die Vorstellung, unser Land und seine Unabhängigkeit könne verteidigt werden, ohne sich auf andere verlassen zu müssen. Wie lädt man einen Offizier ein, sich für Neues zu öffnen und seine Gedanken auf solche Denkweisen zu stützen?


Zusammenfassend lässt sich sagen, dass dieses Buch zur Debatte über das Thema Armee und Landesverteidigung innerhalb der Sozialdemokratischen Partei und der Linken im Allgemeinen beitragen will. Und in unmittelbarer Zukunft kann es eine Quelle von Informationen und Argumenten im Hinblick auf die Kampagne sein, die sich gegen die Beschaffung neuer Luxus-Kampfflugzeuge wendet.


Mein aufrichtiger Dank gilt Peter Hug, dem Politischen Sekretär der Sozialdemokratischen Fraktion in der Bundesversammlung, für seine fundierten Ratschläge und sachdienlichen Bemerkungen. Er besorgte auch die Übersetzung ins Deutsche und aktualisierte einige Abschnitte. Ich möchte auch Roger Nordmann, dem Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Fraktion in der Bundesversammlung, für seine unermüdliche Unterstützung bei diesem Projekt danken.





Kapitel 1


Der geopolitische Kontext in Europa


In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts hat sich die Welt tiefgreifend verändert. Während sie nach dem Zweiten Weltkrieg vier Jahrzehnte lang entsprechend den Wechselfällen des Kalten Krieges geteilt war, wurde das Ende des Jahrhunderts durch den Niedergang der kommunistischen Welt, die Globalisierung der Wirtschaft und den Aufstieg der Schwellenländer geprägt. Gleichzeitig wurde der erklärte Wille der internationalen Gemeinschaft deutlich, eine Welt des Friedens aufzubauen.


So suchten die Europäer als Reaktion auf den mörderischen Wahnsinn und die Katastrophen des 20. Jahrhunderts einen neuen Weg. Sie bauten – teilweise in Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten – eine neue Weltordnung auf, die dazu beitragen sollte, dass sich solche Schrecken nicht wiederholen. Sie nahmen die Option wahr, miteinander leben zu lernen, zusammenzuarbeiten, sich auszutauschen, gemeinsam zu verteidigen, im Grunde genommen die Voraussetzungen für einen dauerhaften Frieden zu schaffen, und zwar durch die Schaffung verschiedener Organisationen, die eine militärisch, die andere politisch, aber alle zielten darauf ab, Frieden und gegenseitige Hilfe zusammenzubringen, zu sichern und zu fördern.


Es lohnt sich, ein wenig bei diesen verschiedenen Organisationen zu verweilen, denn obwohl sich die Schweiz nur in einigen von ihnen engagiert, bleibt die Tatsache bestehen, dass diese Initiativen die geopolitische Lage in Europa tiefgreifend verändert und in der Tat die objektiven Voraussetzungen für mehr Frieden auf dem Kontinent und damit mehr Sicherheit für unser Land geschaffen haben.


1.1 Ein Bündnis für militärische Sicherheit: die NATO


Das grundlegende Ziel der NATO besteht darin, Freiheit und Sicherheit aller ihrer Mitglieder mit politischen und militärischen Mitteln zu gewährleisten. Die Organisation beschreibt ihre Handlungsmöglichkeiten wie folgt:




	
Politische Mittel: Die NATO ist bestrebt, demokratische Werte und die Zusammenarbeit in Verteidigungs- und Sicherheitsfragen zu fördern, um ein sichereres Umfeld zu gewährleisten und so langfristig zur Konfliktverhütung beizutragen.


	
Militärische Mittel: Die NATO setzt sich für die friedliche Beilegung von Streitigkeiten ein. Aber wenn die diplomatischen Bemühungen scheitern, verfügt sie über die militärischen Fähigkeiten, um Krisenbewältigungsoperationen durchzuführen. Diese werden auf der Grundlage von Artikel 5 des Washingtoner Vertrags – dem Gründungsvertrag der NATO – oder auf der Grundlage eines UN-Mandats von der NATO allein oder in Zusammenarbeit mit anderen Staaten oder Organisationen durchgeführt.





In Artikel 5 des Vertrags von Washington heisst es: «Die Parteien vereinbaren, dass ein bewaffneter Angriff gegen eine oder mehrere von ihnen in Europa oder Nordamerika als ein Angriff gegen sie alle angesehen werden wird». Es sei darauf hingewiesen, dass ein NATO-Beschluss Ausdruck des kollektiven Willens aller 30 Mitglieder ist, da alle Beschlüsse im Konsens gefasst werden.


Heute stellt die NATO eine beachtliche militärische Streitmacht dar: mehr als das Dreifache an aktiven Soldaten als die russische Armee sowie eine weit überlegene konventionelle Bewaffnung. Nur auf dem Gebiet der Atomstreitkräfte kann Russland mit den NATO-Streitkräften konkurrieren. Die NATO ist schrittweise gewachsen. Es lohnt sich, an ihre Entwicklung und vor allem an ihre Erweiterung zu erinnern, um die Macht, den Einflussbereich und die militärischen Mittel dieser Organisation voll zu würdigen. Sie setzte sich 1949 aus den Vereinigten Staaten, Belgien, Dänemark, Frankreich, Grossbritannien, Island, Italien, Kanada, Luxemburg, den Niederlanden, Norwegen und Portugal zusammen und wurde 1951 um Griechenland und die Türkei, 1955 um die Bundesrepublik Deutschland und 1982 um Spanien erweitert.


Aus der Bedrohung durch die Sowjetunion heraus entstanden, löste der Fall der Berliner Mauer innerhalb der NATO natürlich eine grosse Debatte über die Frage ihrer Nützlichkeit und Zukunft aus. Auf dem Brüsseler Gipfeltreffen im Januar 1994 beschlossen die Mitgliedstaaten, mit der Schaffung der Partnerschaft für den Frieden Drittstaaten die Möglichkeit einer projektbezogenen Zusammenarbeit anzubieten und so zur Förderung des Friedens beizutragen. Diese Partnerschaft entsprach der Schaffung eines zweiten Kreises der NATO. Mit dem Instrument der Interoperabilität dehnte die NATO ihren Einflussbereich nach Osten weiter aus. Die Partnerschaft für den Frieden diente einigen Staaten zudem als Vorzimmer für den Beitritt: Polen, die Tschechische Republik und Ungarn traten der NATO im Jahr 1999, Estland, Lettland und Litauen sowie Bulgarien, Rumänien, die Slowakei und Slowenien im Jahr 2004, Albanien und Kroatien im Jahr 2009, Montenegro im Jahr 2017 und Nordmazedonien im Jahr 2020 bei.


Die wenig verpflichtende Struktur der Partnerschaft für den Frieden erleichtert eine erweiterte Zusammenarbeit und Annäherung an Nichtmitgliedstaaten. Laut den Erwägungen des Brüsseler Gipfels arbeiten die Teilnehmerstaaten konkret hin «auf Transparenz der Verteidigungshaushalte, die Förderung demokratischer Kontrolle der Verteidigungsministerien, gemeinsame Planung, gemeinsame militärische Übungen und den Aufbau einer Fähigkeit, mit NATO-Streitkräften zusammenzuwirken, in Bereichen wie Friedenswahrung, Such- und Rettungsdienst sowie humanitären und anderen eventuell zu vereinbarenden Operationen.»


Gemäss dem Eidgenössischen Departement für auswärtige Angelegenheiten (EDA) ist die Partnerschaft für den Frieden ein flexibles Instrument der Zusammenarbeit zwischen der NATO und ihren Partnern. Einige traten der NATO formell bei, weitere rund 20 Staaten aus Ost- und Südosteuropa, dem Südkaukasus, Zentralasien und Westeuropa blieben Mitglied der Partnerschaft. Die Schweiz trat am 11. Dezember 1996 bei und steht nun neben den neutralen europäischen Ländern – Österreich, Finnland, Irland und Schweden – sowie Armenien, Aserbaidschan, Bosnien und Herzegowina, Georgien, Malta, Moldawien, Serbien, Ukraine und den verschiedenen zentralasiatischen Republiken (Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan). Selbst Russland trat am 22. Juni 1994 bei – doch dazu später mehr. Die Schweiz spielt in der Partnerschaft eine aktive Rolle, vorab im Bereich der Friedensförderung.


Das erste Kapitel dieses Buches befasst sich mit der NATO, und das mag überraschen. Es ist jedoch kein Zufall, und das Buch wird sich oft auf die grösste Verteidigungsorganisation der Welt beziehen. Denn die besondere geografische Lage der Schweiz, die sich glücklicherweise inmitten des europäischen Dispositivs der NATO befindet, hat einen tiefgreifenden Einfluss auf die Sicherheit unseres Landes. Jede pragmatische Reflexion über ein Verteidigungskonzept für die Schweiz kann nicht auf eine objektive Analyse dessen verzichten, was diese besondere Lage für die Schweiz bedeuten kann oder soll.


Doch welche Zukunft hat die NATO?


Im Dezember 2019 berichtete die Presse über wenig schmeichelhafte Kommentare der Grossen der Welt. Zum Beispiel Emmanuel Macron: «Die NATO ist hirntot». Oder Donald Trump: «Die NATO, eine veraltete, überholte Organisation».


Die NATO, das mächtigste Instrument der Sicherheitszusammenarbeit in der westlichen Welt, entstand nach dem Prager Putsch vom 22. Februar 1948 (die tschechoslowakische Kommunistische Partei übernahm dank der Unterstützung der UdSSR die Macht) und der ein Jahre langen sowjetischen Blockade der westlichen besetzten Sektoren in Berlin ab Frühjahr 19481 – beides Gründungsakte des Kalten Krieges. Für die Vereinigten Staaten bildete die Gründung der NATO die Abkehr von der Monroe-Doktrin aus dem Jahr 1823. Sie war nach einem amerikanischen Präsidenten benannt, der als diplomatische und militärische Regel die «Nichteinmischung» der Vereinigten Staaten in europäische Konflikte sowie ein weltweites Ende der Kolonialpolitik einführte. Dazu gehörte die an die Europäer gerichtete Forderung, sich nicht mehr um die Angelegenheiten der Neuen Welt zu kümmern. «Für die Europäer der alte Kontinent, für die Amerikaner die Neue Welt», sagte er 1823 vor dem Kongress.2 Die beiden amerikanischen Interventionen im Ersten und Zweiten Weltkrieg wurden durch die Umstände erzwungen, namentlich den Angriff auf Pearl Harbor durch japanische Streitkräfte am 7. Dezember 1941. Damals ging es um ein durchdachtes und entschlossenes Vorgehen – eine Premiere.


Die sowjetische Bedrohung bildete lange die einzige Begründung der NATO. Mit dem Fall der Berliner Mauer stürzte die NATO deshalb in eine Identitätskrise. In der Folge rechtfertigten neue Bedrohungen diese wichtigste politisch-militärische Verteidigungsorganisation: der Flächenbrand im ehemaligen Jugoslawien, der durch die Gräben zwischen den verschiedenen Gemeinschaften verursacht wurde, der Dschihadismus und der islamische Extremismus nach dem 11. September 2001 oder die Destabilisierung Libyens nach dem arabischen Frühling.


Die Bedrohung durch die Streitkräfte des Warschauer Paktes schweisste die NATO-Mitgliedstaaten zusammen. Heute existiert nichts dergleichen mehr. Und einige Mitglieder des Bündnisses zögern nicht, den Alleingang zu wagen: Die Türkei marschiert in Syrien ein, um die Kurden anzugreifen, die de facto Verbündete des Westens und der NATO sind und vor allem während des Krieges gegen den IS an vorderster Front standen; Donald Trump zieht seine Truppen über Nacht aus Syrien ab, ohne seine Verbündeten zu konsultieren, mit schrecklichen humanitären Folgen und einem erneuten Aufflammen des syrischen Konflikts.


Die Vereinigten Staaten tragen am meisten zum Bündnis bei und haben bei weitem dessen grösste militärische Streitmacht. In den letzten Jahren versuchten sie aber, ihre strategischen Prioritäten in den Fernen Osten zu verlagern, um den chinesischen Expansionismus einzudämmen. Diese angekündigte Wende hat Europa seit langem beunruhigt. Die einzige Alternative zur NATO bestünde für die Europäer im Aufbau eines Europas der Verteidigung, ein alter Traum, aber bis heute ein Traum. Zudem ist die Interdependenz zwischen der EU und NATO hervorzuheben: Nach dem Entscheid Grossbritanniens, die EU zu verlassen, sind 21 Länder gleichzeitig Mitglied beider Bündnisse. Die einzigen Länder, die Mitglieder der EU und nicht der NATO sind, waren Irland, Österreich, Finnland und Schweden – allesamt neutrale Länder – sowie Zypern und Malta. Die NATO schützt eine Milliarde Menschen, und paradoxerweise ist es Wladimir Putin, welcher der grosse Retter der NATO sein könnte. Seine arrogante Politik, die Rückkehr Russlands in das Konzert der grossen Nationen und die russische Wiederaufrüstung tragen dazu bei, dass die Vereinigten Staaten – wenn auch in reduziertem Ausmass – an der europäischen Front engagiert bleiben und weiterhin ihren Schutzschirm aufspannen. Die Debatte über das grosse Geld und eine Erhöhung der Militärausgaben auf die berühmten 2% des BIP wird weitergehen; die US-Regierung will, dass die Europäer mehr für ihre Verteidigung tun.


Damit dürfte sich morgen und übermorgen im geostrategischen Umfeld der Schweiz nichts ändern.


1.2 Grundlagen der Europäischen Union


Angesichts der historischen Feindschaft zwischen Frankreich und Deutschland (Krieg 1870/71, Erster und Zweiter Weltkrieg) ging es den Vordenkern der Europäischen Union darum, Grundlagen für eine Zusammenarbeit zwischen den wichtigsten Staaten Westeuropas, insbesondere zwischen Frankreich und Deutschland, zu schaffen. Die Anfänge dieses neuen Europas wurden 1951 mit der Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl geschaffen. Es war kein Zufall, dass die damaligen Verantwortlichen beschlossen, ihre erste Zusammenarbeit in diesem Industriebereich zu beginnen, da dieser die Voraussetzung für jede grössere Rüstungspolitik bildete.


Im Jahr 1957 verstärkten Belgien, die Bundesrepublik, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande ihre Zusammenarbeit durch die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die Unterzeichnung der Römer Verträge, dem Gründungstext der Europäischen Union. 1973 wurde die EWG um das Vereinigte Königreich, Irland und Dänemark und 1981 um Griechenland erweitert. 1986 waren Spanien und Portugal an der Reihe. Es sei darauf hingewiesen, dass die EWG durch die Aufnahme Griechenlands, Spaniens und Portugals die demokratische Konsolidierung von Staaten ermöglichte, die aus Zeiten der Diktatur hervorgegangen sind.


Nach dem Vertrag von Maastricht wurde die EWG 1992 zur Europäischen Union. Es folgte der Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens im Jahr 1995 und 2004 jener von Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die Slowakei, Slowenien, die Tschechische Republik, Ungarn und Zypern, 2007 von Bulgarien und Rumänien sowie 2013 von Kroatien.


Seit der Unterzeichnung des Vertrags von Lissabon verfügt die Europäische Union über eine Beistands- und Solidaritätsklausel. In Artikel 42-7 heisst es: «Im Falle eines bewaffneten Angriffs auf das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats schulden die anderen Mitgliedstaaten ihm alle in ihrer Macht stehende Hilfe und Unterstützung».


Dahinter steht ein Konzept, das mit dem der NATO vergleichbar ist, aber ohne die militärische Organisation. Das Europa der Verteidigung konnte trotz mehrerer Versuche nie verwirklicht werden. Zuerst hatten einige Mitgliedstaaten, namentlich Frankreich, Angst vor einer übermässigen Aufrüstung Deutschlands, dann verlangsamte der Einwand, die NATO dürfe nicht verdoppelt werden, den Prozess. Heute gibt es darüber ausgehend von der deutsch-französischen Zusammenarbeit im Bereich der Verteidigung eine neue Debatte.


1.3 Gründung des Europarates


Er stammt aus dem Jahr 1949, und bis heute umfasst der Europarat alle europäischen Länder bis zum Kaspischen Meer und Aserbaidschan, einschliesslich Russlands und der Türkei (mit Ausnahme von Belarus, das immer noch die Todesstrafe anwendet, was mit der Mitgliedschaft unvereinbar ist – eine rote Linie). Alle 47 Mitgliedstaaten haben die Europäische Menschenrechtskonvention ratifiziert und es wird von ihnen erwartet, dass sie die Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte anerkennen und umsetzen, der die strikte Anwendung der Konvention gewährleistet. Der Europarat will ein führendes Forum für die Verteidigung der Menschenrechte und zur Stärkung von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie sein.


In den 60 Jahren seines Bestehens hat der Europarat mehr als 200 Chartas und Konventionen ausgearbeitet, die er den Mitgliedstaaten zur Unterzeichnung vorschlug. Die Themen sind vielfältig und zum grössten Teil wichtig: Zu dieser beeindruckenden Liste gehören Übereinkommen über Rechtshilfe in Strafsachen, gegen Doping, zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe, gegen Korruption, über Cyberkriminalität, zur Bekämpfung des Terrorismus, zur Bekämpfung des Menschenhandels, zur Vermeidung von Staatenlosigkeit, zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt oder gegen den Handel mit menschlichen Organen. Nicht zu vergessen die wichtige Europäische Sozialcharta, welcher die Schweiz als einer der ganz wenigen Mitgliedstaaten des Europarats nie beigetreten ist.


Die Europäische Sozialcharta ist eine Konvention des Europarates, die 1961 unterzeichnet und 1996 revidiert wurde und wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte garantiert, die in der Europäischen Menschenrechtskonvention nicht garantiert sind. Sie verfolgt zwei Ziele: Erstens schützt sie 19 soziale und wirtschaftliche Grundrechte (z.B. das Recht auf Arbeit, das Streikrecht, das Recht auf Sozialversicherung, den Schutz von Müttern und ihren Kindern, das Recht auf Gesundheitsschutz, das Recht auf soziale und medizinische Hilfe, das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Unabhängigkeit, soziale Integration und Teilnahme am Gemeinschaftsleben), und zweitens fördert sie die Entwicklung einer wirksamen Sozialpolitik in Europa.3


Der Europarat ist bestrebt, die wesentlichen Werte – Achtung der Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit und der Demokratie – in den Mitgliedstaaten zu fördern und ebenso in den Partnerstaaten, die seine Arbeit als Beobachter begleiten, wie Jordanien und Marokko. Ihre jüngsten Mitglieder, derzeit hauptsächlich Staaten aus Osteuropa, dem ehemaligen Jugoslawien und dem ehemaligen Sowjetimperium, unterziehen sich seit einigen Jahren einem Überwachungsverfahren, das auf regelmässigen Berichten und der Beobachtung ihrer Wahlverfahren beruht, um ihre Fortschritte bei der Umsetzung der Europäischen Menschenrechtskonvention zu bewerten und die Achtung der Grundrechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in diesen Ländern zu gewährleisten.


Einige nationale Delegationen nutzen das Forum des Europarates für innenpolitische Zwecke oder um einen mehr oder weniger eingefrorenen Konflikt mit einem Nachbarstaat bekannt zu machen. Der Europarat ist mit solchen Auseinandersetzungen konfrontiert, so im Zusammenhang mit dem Konflikt in der Ukraine (die russische Delegation ist gerade nach vierjähriger Abwesenheit wieder in die Parlamentarische Versammlung eingetreten), dem Konflikt zwischen Armenien und Aserbaidschan und dem populistischen, autoritären und islamisch-konservativen Abdriften von Präsident Erdogan in der Türkei. Die Frage, Kosovo als Beobachter in den Rat aufzunehmen, könnte noch einige Diskussionen mit der serbischen Delegation auslösen. Darüber hinaus schärften die Korruptionsvorwürfe vor einigen Jahren in der Versammlung das Bewusstsein. Klare Bemühungen um mehr Transparenz und die Vermeidung von Interessenkonflikten waren die Folge. Der Brexit dürfte die aktive Mitwirkung des Vereinigten Königreichs im Europarat nicht beeinflussen. Die Briten verliessen nicht Europa, sondern die Europäische Union.


1.4 Errichtung der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE)


Die OSZE ist mit 57 Mitgliedstaaten in Nordamerika, Asien und Europa (darunter der Schweiz) die grösste regionale Sicherheitsorganisation der Welt. Sie setzt sich im Sinne der UNO für die Förderung von Frieden, Demokratie und Zusammenarbeit ein. Sie ist kein Militärbündnis.


Der Sicherheitsansatz der OSZE umfasst drei Dimensionen: die politisch-militärische, die wirtschaftlich-ökologische und die menschliche Dimension. Ihre Tätigkeit umfasst ein breites Spektrum von Sicherheitsfragen, von der Konfliktverhütung über die Förderung der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten bis hin zu einer harmonischen wirtschaftlichen Entwicklung und der nachhaltigen Nutzung natürlicher Ressourcen.


Die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE), aus der später die OSZE hervorging, wurde Mitte der 1970er Jahre gegründet und diente während des Kalten Krieges als wichtiges Forum für Dialog und Verhandlungen zwischen Ost und West. Die teilnehmenden Staaten geniessen einen gleichberechtigten Status und fassen ihre Beschlüsse einstimmig.


Mit der Charta von Paris für ein neues Europa schuf die OSZE 1992 Institutionen für die Zusammenarbeit und legte Richtlinien für die Bildung einer Gemeinschaft freier und demokratischer Staaten von Vancouver bis Wladiwostok fest. Unter Einbezug der Anliegen von jedem Mitgliedstaat bildet die Charta von Paris in einem beispielhaft unparteiischen Geist den Höhepunkt mehrerer Dokumente, die trotz der Rückschritte seit der Annexion der Krim den Grundpfeiler jeder weiteren Sicherheitszusammenarbeit in Europa darstellen: Das Wiener Dokument über vertrauens- und sicherheitsbildende Massnahmen von 1992, der Vertrag über den «Offenen Himmel», der Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa und die Abschliessende Akte der Verhandlungen über Personalstärken der konventionellen Streitkräfte in Europa. Seitdem verfügen wir über eine zuvor nie dagewesene Transparenz hinsichtlich der militärische «Geographie» in Europa, einschliesslich Russland und die übrigen Länder der ehemaligen UdSSR.


1.5 Die Vereinten Nationen


Die aus den Trümmern des Zweiten Weltkriegs hervorgegangene UNO hat ein kollektives Sicherheitssystem geschaffen, das auf dem Grundsatz der Unparteilichkeit und der Berücksichtigung der Interessen von allen Beteiligten beruht. Im Gegensatz zur NATO sind alle Staaten miteingeschlossen, keiner ist ausgeschlossen. Dieses Prinzip der Universalität ist gleichzeitig Stärke und Schwäche der UNO. Dank ihrer Universalität sind allein die Vereinten Nationen in der Lage, neue internationale Normen zu schaffen und durchzusetzen, die unerlässlich sind, um weltweit Frieden und Sicherheit voranzubringen. Denn allein die Macht des Rechts begrenzt jene der Mächtigen.

OEBPS/Images/cover.jpg
Pierre-Alain Fridez

Sicherheit
und Verteidigung
der Schweiz

Tabus brechen, Losungen wagen






